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d<1S Hundesministerium für öffentliche Leistung und Sport 
d,lC; BUl1desministerium für öffentliche Leistung und Sport, 
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die I'disidfl1tenkonferenz der Landwirtschaftskammern Österreichs 
1,()\\e!straße 16, 1010 Wien 

dCIl ()slerreichischen Gewerkschaftsbund 
I !t)henstallfengasse 10-12, 10 1 0 W ien 

die (ie\\ erkschaft �Öffelltlicher Dienst 
leil1f'clltstraße 7, 1010 \Vien 

die Ge\\erkschaft Öffentl icher Dienst - Bundessektion Ptlichtschullehrer 
Wipplingerstraße 35/11L 10 10 Wien 

die (ie\\ erksehaft OffentIi cher Dienst - Bundessektion Berufsschullehrer 
\\'ipplingerstraße 35, 1010 Wien 

(Jic (Je\\ erkschaft öffentlicher Dienst - Bundessektion Landwirtschaftslehrer 
\Yipplingerstraße 35, 1010 Wien 

d,lS Sekretariat der Österreichischen Bischofskonferenz 
Rplenturmstraße 2. 1010 Wien 

da<; FI7bischüniche Ordinariat \Vien 
Rotenturmstraße 2. 10 I 0 Wien 

den V,angelischen Oberkirchenrat A und H.B. 
Sc\erin Schreiber-Gasse 3. 1 180 Wien 

d eil Ost erreich i sehen Ve rband der Elternvereine an den öffentlichen Ptlichtschulen 
I)r Kar! Renner-Ring L 1010 Wien 

1);1<; HlIfldesministerium für Bildung, Wissenschaft und Kultur übermittelt in der Anlage den Ent­

\\ 1111' eines Bundesgesetzes, mit dem das Landeslehrer -Dienstrechtsgesetz 1984 (BGBL NT. 302) 

upd da<; I "tndesyertragslehrergesetz 1966 (BGBL Ne 172) geändert werden. 

,." \\ il cl tllll allfällige Stellungnahme zu diesem Gesetzesentwurf bis spätestens 

17. Februar 2001 

\Ililk hi<; 711 diesem Zeitpunkt keine Stellungnahme eingelangt sein, darf Bedenkenfreiheit ange­

IlP11llllCll \\ erden 

Beilage 

I d J} d .\ 
/�C� 

Wien, 12 Jänner 200 I 
Die Bundesministerin: 

GEHRER 
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ENT\VURF 

Der Nationalrat hat beschlossen: 

Artikel I 

Das Landeslehrer-Di enstrechtsgesetz 1984. BGB!. Nr. 302. zuletzt geändert durch das 
Bundesgesetz BGB!. I Nr. 142/2000, wird wie folgt geändert : 

1. § 15 Abs. 1 lautet: 

,,( 1) Soweit im  Abs. 8 Z 1 nicht anderes best immt ist. i st dem Landeslehrer. der 
Mitgl ied des Nationalrates, des Bundesrates oder eines Landtages ist ,  die zur Ausübung seines 
Mandates erforderliche Dienst freisteIlung in dem von i hm beantragten prozentuellen Ausmaß 
der regelmäßigen Wochendienstzeit bzvi Jahresnorm unter antei l iger Kürzung seiner Bezüge 
zu gewähren Bei Landeslehrern an al lgemeinbildenden Pflichtschulen gelten hinsicht lich des 
prozentuellen Ausmaßes der Jahresnorm die in § 43 Abs. I Z I bis 3 vorgesehenen 
Jahresstunden in dem Prozentausmaß, auf das die Jahresnorm herabgesetzt ist .  Dies gilt 
j edoch nicht fur die 66 Jahresstunden, die in § 43 Abs. 3 Z 2 fur die Erfullung der Aufgaben 
eines Klassenvorstandes oder fur die KJassenfuhrung festgelegt sind Dienstplan­
erleichterungen (z.B . Diensttausch, E inarbeitung) sind unter Berücksichtigung d ienstl icher 
Interessen in  größtmöglichem Ausmaß einzuräumen." 

2. § 19 Abs. 3 laute!: 

,,(3) L andeslehrer, die an einer Schule (Stammschule)  n icht die volle Jahresnorm 
(§ 43) bzw Lehrverpflichtung (§ 52) erbringen, können ohne ihre Zustimmung 
erforderlichenfal ls  gleichzeit ig mehreren benachbarten Schulen zugewiesen werden; dies gilt 
jedoch fur K lassenlehrer an Volksschulen und Sonderschulen nur dann. \.\'enn d ie  fur die 
gleichzeitige Verwendung vorgesehenen Schulen nicht weiter als 3 Kilometer (Luftlin ie) von 
der Stammschule entfernt sind. Mit seiner Zust immung kann ein Landeslehrer auch bei 
Erbringen der Jahresnorm bzw .  Lehrverpflichtung an einer Schule erforderlichenfalls 
gleichzeitig mehreren Schulen zugewiesen \verden ." 

3. § 22 Abs. -I lautet: 

,,(4) Der Landeslehrer unterl iegt fur die Dauer einer solchen Venvendung, soweit sie 
in der Ausübung des Lehramtes an einer in der Verwaltung des Bundes stehenden Schule 
besteht, 

1. i m  Fal le des Abs. 1 erster Satz und zweiter S atz Z 1 den Bestimmungen des 
Bundeslehrer-Lehrverpflichtungsgesetzes, BGBI Nr 244/1965. ergeben sich 
hiebei in  den Fällen des Abs. 1 zweiter Satz Z I keine vollen \Vochenstunden. ist 
das tatsächli che Ausmaß der Verwendung zu berücksichtigen: 

2. im Fal le des Abs. 1 zweiter Satz Z 2 den Bestimm ungen des � -B " 

-I. In �': 23a Abs. 1. § 58d Abs. 1, § 58e Abs. I lind ,\\,' 58fAh...,. 6 l1'irdjeIH!il\ der ßegr{[f 
,.Lehrverpflichtung" durch den Begriff ,)ahresnorm bz\v Lehrverpfl ichtung" er..,el�1 
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5. In § 27 Abs. I lautet der dritte Satz: 

.Jn allen Fällen der Z 1 und 2 ist Voraussetzung fuf die Übernahme der Vertretung des 
Leiters. dass der vertretende Lehrer an allgemeinbildenden Pflichtschulen seine 
Unterrichtsverpflichtung mit mindestens 378 Jahresstunden gemäß * 43 Abs I Z I bzw. dass 
der vertretende Lehrer an Berufsschulen seine Lehrverpfl ichtung mit m indestens z\völf 
Wochenstunden an der betreffenden Schule erful lt." 

6. In § 31 wird der Klammerausdruck ,,(Lehrverpflichtungt durch den Klammerausdruck 
,,(Unterrichtsverpflichtung bzw. Lehrverpflichtung)" ersetzt. 

7. In ,{ -10 A bs. -I lautet Z 1: 

., 1 .  dessen Jahresnorm oder Lehrverpflichtung nach den �§ 45 oder 46 herabgesetzt 
worden i st oder" 

8. § -13 lautet samt Überschrift: 

"Arbeitszeit der Landeslehrer mit Ausnahme der Berufsschullehrer 

§ 43. ( 1 )  Die Jahresnorm des Landeslehrers entspricht der in den bundesgesetzlichen 
Vorschriften vorgesehenen rege lmäßigen Dienstzeit (§§  48, 64 ffBeamten-Dienstrechtsgesetz 
1 979, BGBL Nr. 3 3 3 )  eines öffentlich B ediensteten mit gleichem Dienstalter fur den dem 

jewei l igen Schu ljahr entsprechenden Zeitraum. S ie ist innerhalb der Gesamtstundenzahl, die 
den auf Grund der Schülerzahl der Schule zugewiesenen Planstel len entspricht, in einem 
Rahmen von 

1. 720 bis  792 lahresstunden fur Unterrichtsverpflichtung (Tät igkeiten im Kontakt 
mit Schülerinnen und Schülern), wobei durch d iese Zählung auch al le damit im 
Zusammenhang stehenden gesetzlich vorgeschriebenen Aufsichtspflichten als 
berücksichtigt gelten, 

2. 600 b i s  660 lahresstunden fur die Vor- und Nachbereitung des Unterrichtes sowie 
Korrekturarbeiten, wobei mit jeder der in Z 1 vorgesehenen Unterrichtsstunden 
eine lahresstunde in Z 2 verbunden ist u nd 

3 dem Differenzbetrag zwischen der Summe der Jahresstunden gemäß Z 1 und 2 und 
der Jahresnorm fur sonstige Tätigkeiten, die zu den lehramtlichen P fli chten zählen. 

unter Bedachtnahme auf die Anzahl der in der jeweiligen Schule geführten Klassen sowie auf 
die fur die jewei l ige Schulart im Lehrplan vorgesehene Stundentafel pro Lehrer aufzutei len 
(Diensteinteilung) . Die in Z 1 und Z 2 genannten Zahlen entsprechen den lahresstunden der 
Dauer eines Schuljahres im RegelfalL Die Aufteilung ist durch das l andesgesetzl ich 
zuständige Organ am B eginn des Schulj ahres schrift l ich festzulegen Sind während des 
Schuljahres Anderungen der Diensteintei lung erforderl ich. sind diese ebenfa l l s  schriftl ich 
festzulegen. 

(la) \V ird ein vollbeschäftigter Landeslehrer nicht \>"ährend des gesamten 
Unterrichtsjahres verwendet. sind die in Abs .  1 Z 1 bis 3 genannten Jahresstunden der 
Verwendungsdauer entsprechend zu al iquotieren . 

(2) Die in Abs. 1 Z I und 2 festgelegten Ober- und Untergrenzen können in besonders 
berücksichtigu ngswiirdigen Fäl l en innerhalb der lahresnorm über- und unterschritten werden 
Ein Grund fur eine Unterschreitung i st insbesondere die pädagogisch-fachliche Betreuung der 
für den lehrplanmäßigen Unterricht verwendeten Informationstechnologie-Arbeitsplätze 
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sowie die Betreuung einer eingerichteten Schulbibliothek oder die besondere Eignung eines 
Lehrers fur die Ausübung bestimmter pädagogisch-administrativer Tätigkeiten. Werden die in 
Abs. 1 Z 1 festgelegten Obergrenzen aufgrund der Lehrfacherverteilung bzv. 
Diensteinteilung überschritten, darf dies nur dann zu einer LTberschreitung der lahresnorm 
führen, wenn und soweit dies fur die Aufrechterhal tung eines ordnungsgemäßen 
Schulbetriebes zwingend notwendig und nicht durch anderweitige Maßnahm en vermeidbar 
ist. 

(3 ) Im Rahmen der lahresstundensumme gemäß Abs. 1 Z 3 sind 
I .  für die ErfuIIung sonstiger lehramtlicher Ptlichten, die grundsätzlich j edem 

Landeslehrer obliegen, ] 00 lahresstunden (insbesondere � 3 1  bz\v §§ ] 7, 
5 1  Abs. 1 und 2 sowie 57 Schulunterrichtsgesetz, BGBL NT 472/ 1 986), 

2. für die ErfuUung der Aufgaben eines Klassenvorstandes bzw. fur die 
Klassenfuhrung 66 lahresstunden, 

3 .  für die unvorhersehbare Vertretung eines an der Erfül lung seiner 
Unterrichtsverpflichtung verhinderten Landeslehrers im Sinne von 
Beaufsichtigung der Schülerinnen und Schüler zehn zu erbringende 
1 ahresstunden, 

4. für die Teilnahme an verpflichtenden Fortbildungsveranstaltungen 1 5  
1 ahresstunden und 

5 .  für die Erfullung besonderer Pflichten der Landeslehrer im Bereich ihres 
Berufsfeldes (insbesondere die Verwaltung einer organisationsmäßig 
vorgesehenen und tatsächlich bestehenden Samm lung oder eines 
Kustodiates, die Teilnahme an Schul- oder Klassenforen. d ie  Teilnahme an 
Schulveranstaltungen) die zur Erreichung der Jahresnorm fehlenden 
lahresstunden des Landeslehrers vorzusehen. 

(3a) Die Teilnahme eines Lehrers an mehrtägigen Schulveranstaltungen zählt je 
Kalendertag, an dem eine solche Schulveranstaltung stattfindet, bis zum Höchstausmaß \iOn 
zehn_Stunden auf die Jahresstunden gemäß Abs 3 Z 5 .  

(4) Für jede gehaltene Unterrichtsstunde, mit der aufgrund der a m  Beginn des 
Unterrichtsjahres erstellten Lehrfacherverteilung bzw. Diensteinteilung durch dauernde 
U nterrichtserteilung sowohl das höchste in Abs. 1 Z 1 vorgesehene oder das in Abs :2 

festgelegte Stundenausmaß als auch die Jahresnorm überschritten \vird, gebührt dem 
Landeslehrer anstelle der in den § §  1 6  bis 1 8  GehaItsgesetz 1 95 6, BGBI. NT 54, angefuhrten 
Nebengebühren eine besondere Vergütung gemäß Abs.  7. Sofern sich aus schulzeitrechtlichen 
oder kalendermäßigen Gründen (abweichend von der Dauer eines Schuljahres im Regelfall) 
eine Überschreitung des höchsten in Abs 1 Z 1 vorgesehenen Stundenausmaßes ergibt . 
besteht jedoch kein Anspruch auf die besondere Vergütung Abs 2 letzter Satz ist 
anzuwenden. Dies gilt in gleicher Weise auch fur den Leiter einer allgemeinbildenden 
Pflichtschuk der durch dauernde Unterrichtserteilung seine Unterrichtsverpflichtung gemaß 
§ 5 1  Abs. 1 bis 5 und überdies die lahresnorm überschreitet. 

(4a) Für jede gehaltene Unterrichtsstunde, mit der bei einem gemäß Abs. la 

verwendeten Landeslehrer sowohl das entsprechend aliquotierte Hächstausmaß an 

Unterrichtsstunden gemäß Abs. 1 Z 1 als auc h  die entsprechend al iquotierte Jahresnorm 

überschritten wird, gebührt die Vergütung gemäß Abs. 7 
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( 5 )  Für jede gehaltene Unterrichtsstunde, mit der aufgrund einer unbedingt 
erforderl ichen Änderung der Lehrfachervertei lung bzw. Diensteinteilung während des 
Schuljahres (wegen der Vertretung eines an der Erfullung seiner lehramt lichen Pflichten 
gehinderten Lehrers) durch dauernde Unterrichtserteilung sowohl das dem Lehrer 
zugewiesene Stundenausmaß gemäß Abs. 1 Z 1 als auch die Jahresnorm überschritten wird. 
gebührt dem Landeslehrer anstelle der in den §§ 16 bi s 1 8  des Gehaltsgesetzes 1956 
angeführten Nebengebühren eine besondere Vergütung gemäß Abs 7.  Abs 2 letzter Satz ist 
anzuwenden. D ies gilt in gleicher \Veise fur den Leiter einer allgemeinbildenden 
Pfli chtschule, der durch dauernde Unterrichtserteilung seine Lnterrichtsverpfl ichtung gemäß 
� 51 und überdies die Jahresnorm überschreitet. 

(6) Für jede gehaltene Unterrichtsstunde, mit  der durch Unterrichtserteilung wegen der 
Vertretung eines vorübergehend an der Erfullung seiner lehramtlichen Pflichten gehinderten 
Lehrers das Stundenausmaß gemäß Abs. 3 Z 3 überschritten wird, gebührt dem Landeslehrer 
anstel le der in den § 1 6  bis 1 8  des Gehaltsgesetzes 1 956 angefuhrten �ebengebühren eine 
besondere Vergütung gemäß Abs .  7 Für die vertretungsweise Cnterrichtsertei lung sind in 
erster Linie Lehrer heranzuziehen, die das in  Abs .  3 Z 3 zu erbringende Stundenausmaß noch 
nicht erfuHt haben. D ie  oben genannte Vergütung gilt in gleicher Wei se fur den Leiter einer 
allgemeinbi ldenden Pflichtschule. der durch Unterrichtsertei lung im Vertretungsfall seine in 
S 5 1  Abs. 6 normierte Suppl ierverpflichtung überschreitet 

(7) Die besondere Vergütung gemäß den Abs. 4, 4a. 5 und 6 gebührt jeweil s  i m  
Ausmaß von 1 ,432  vH des Gehaltes des Landeslehrers. Für die Berechnung dieser Vergütung 
sind die Ergänzungszulagen. Teuerungszulagen, Dienstalterszulagen und die Dienstzulagen 
nach � 58 Abs. 4 b i s  7, § 5 9a Abs. 1 b is  5a. § 60 und § ] 15 des Gehaltsgesetzes J 956 dem 
Gehalt zuzurechnen. 

(8) I st die J ahresnorm des Landeslehrers auf Grund der �� 44, 45 oder 46 

herabgesetzt, so tritt an die Stelle des in den Abs. 4 bis 6 genannten je\\ ei l igen Ausmaßes an 
Unterrichtsstunden das der Herabsetzung der Jahresnorm entsprechende aliquote Ausmaß an 

Unterrichtsstunden. Wird dieses überschritten und wird weiters die herabgesetzte Jahresnorm 

überschritten, so gebührt bis zum Erreichen des in den Abs 4 b is  6 genannten Ausmaßes an 

Unterrichtsstunden und b is  zum Erreichen der vol len Jahresnorm abweichend von der in Abs. 

7 angeführten V ergütung eine Vergütung im Ausmaß von L 15 \H des Gehaltes des 

Landeslehrers .  Fal l s  sowohl das in Abs. 1 Z 1 genannte Höchstausmaß an Unterrichtsstunden 

als auch die vol le  Jahresnorm überschritten werden, gebührt für jede daruber hi naus gehaltene 

Unterrichtsstunde die Vergütung gemäß Abs 7. 

(9) E inem Landeslehrer. der auf Anordnung des Schulleiters in Vertretung eInes 
verhinderten Landeslehrers an Schul veranstaltungen teilni mmt und dadurch seine 
Jahresstundensumme gemäß Abs. 1 Z 3 überschritten hat gebührt eine Yergütung gemäß § 16 
des Gehaltsgesetzes 1 95 6  für höchstens zehn Stunden pro Tag Die Zahl der auf diese Wei se 
abzugeltenden Stunden vermi ndert sich um jene Stunden gemäß Abs 1 Z 1 (einschließlich 
der damit verbundenen Stunden gemäß Abs. 1 Z 2). die für den Lehrer wegen der 
Vertretungstätigkeit ersatzlos entfal len. Die Anordnung einer solchen Vertretung darf nur 
erfolgen, wenn dies unaufschiebbar und pädagogisch notv .. endig ist Dies gi l t  sinngemäß auch 
für den Fal l, dass der Leiter ei ner allgemeinbildenden Pflichtschule vertretungsweise für einen 
verhinderten Landeslehrer an einer SchulveranstaItung teiln immt. 
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( 1 0) Eine Üöerschreitung der in Abs. 1 Z 1 festgelegten Obergrenze, fur die eine 
Vergütung gemäß Abs. 4 gebühren würde, darf an Volksschulen grundsätzlich nicht 
angeordnet werden, solange n icht alle  an der betreffenden Schu le vol lbeschäftigten Lehrer im 
höchsten Ausmaß der gemäß Abs. 1 Z 1 vorgesehenen oder gemäß Abs .  2 festgelegten 
Unterrichtsverpflichtung und al le teilbeschäftigten Lehrer mit dem aliquoten Anteil ihrer 
Unterrichtsverpflichtung verwendet werden. Nur in Ausnahmefäl len, die wegen der 
Aufrechterhaltung eines ordnungsgemäßen Schulbetriebes zwingend notwendig sind und 
durch andef\veitige Maßnahmen nicht vermeidbar sind, darf eine solche Anordnung erfolgen 

( 1 1 )  Die Vergütung fur dauernde Mehrdienstleistungen nach den Abs. 4, 4a und 5 ist 
bei einem Lehrer, der auf Grund der Diensteintei lung an bis zu funf Tagen der Woche 
Unterricht zu erteilen hat, bei Krankheit, Sonderurlaub und Pflegefreistellung mit einem 
Fünftel pro Tag einzustellen. Bei einem Lehrer, der an bis  zu sechs Tagen i n  der Woche 
Unterricht zu erteilen hat, beträgt die Einstel lung ein Sechstel pro Tag . 

( 1 2) Die §§  6 1 ,  6 1  c und 6 1  d des Gehaltsgesetzes ] 956 und die dazu gehörige Anlage 5 

des Gehaltsgesetzes 1 956 sind auf Landeslehrer an al lgemeinbildenden Pflichtschulen nicht 
anzuwenden. 

( 1 3) Der Landeslehrer hat erforderl ichenfal ls  auch Unterricht In den 

Unterrichtsgegenständen zu erteilen, fur die er nicht lehrbefähigt i st, ferner 

Vertretungsstunden zu übernehmen und Freigegenstände, unverbind l iche Übungen und 

Förderunterricht zu halten. 

( 1 4) In ganztägigen Schulformen gi lt eine Stunde der gegenstandsbezogenen Lernzeit 

als eine Stunde der Unterrichtsverpflichtung gemäß Abs I Z I und eine Stunde der 

individuellen Lernzeit al s eine halbe Stunde der Unterrichtsverpflichtung gemäß Abs. 1 Z I 

Die i ndividuelle Lernzeit darf einem Landeslehrer nur mit dessen Zusti mmung übertragen 

werden. 

( 1 5) Die Beschäftigung von Landeslehrern im Freizeitbereich des Betreuungsteiles 

ganztägiger Schulformen ist nur mit Zustimmung des Landeslehrers zul ässig und von der 

landesgesetzlich hiezu berufenen Behörde al lgemein durch Verordnung oder im Einzel fal l in 
die Jahresnorm einzurechnen. Gleiches gilt fur den Fal l, in dem ein Landeslehrer als Leiter 

des Betreuungstei les beschäftigt wird. 

( 1 6) An Volksschulklassen, in denen Kinder mit sonderpädagogischem Förderbedarf 

(§ 8 Schulpfl ichtgesetz, BGBL Nr. 76/ 1 9 8 5, in der Fassung des Bundesgesetzes BGBL 

Nr 5 1 3/ 1 993) unterrichtet werden, dürfen Landeslehrer. die keine Lehrbefahigung für 
Sonderschulen oder zusätzliche Ausbi ldung fur den Unterricht in solchen Klassen besitzen. 

nur mit ihrer Zust immung auf Grund des § 13 Abs. I z\\eiter Satz des 

Schulorganisationsgesetzes, BGBL Nr. 242/ 1 962 in der Fassung der 15. Schu lorganisations­

gesetz-Novelle, BGBL Nr. 5 1 2/ 1 993, zusätzl i ch eingesetzt werden Ist tur eine Volksschul­

klasse, in der Kinder mit sonderpädagogi schem Förderbedarf unterri c htet werden, kein 

zusätzl icher Lehrer oder ein Lehrer nur mit einem Teil der ihm obl iegenden 

Unterrichtsverpflichtung vorgesehen, so bedarf auch die Verwendung als Klassenlehrer der 

Zustimmung des Landeslehrers, wenn dieser keine Lehrbefähigung für Sonderschu len oder 

zusätzl iche Ausbi ldu ng fur den Unterricht i n  Volksschulklassen, in denen Kinder mit 

sonderpädagogischem F örderbedarf unterrichtet werden, besitzt" 
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9. Die Oberschriji zu § .f.f lalltet "Herabsetzung der Jahresnorm bzw. 
Lehrpfli chtermäßigung". Der Begrttf "Lehrverpflichtung" u'ird jell'eils dllrch den Begrdl 
"Jahresnorm bzw. Lehrverpflichtung" lind der Begriff "Lehrpflichtermaßigung" jeweils dureh 
den BeRT?/f,.Herabsetzung bzw. Lehrpflichtermäßigung" ase!::!. 

10. § -1-1 Abs. 3 erster Satz lautet: 
.. Die Herabsetzung der Jahresnorm bzw. Lehrpflichtermäßigung darf in den Fällen des Abs 
Z 1 nicht mehr als die Hälfte der lahresnorm b2\\" des Ausmaßes der Lehrverpflichtung 
betragen, wobei bei einer herabgesetzten Jahresnorm in einem solchen Fall die 
Cnterrichtsverpflichtung mindestens 396 lahresstunden zu betragen hat" 

11. Die bisherigen §§ .f4a bis -I-Ij erhalten die Bezeichnung ,,,�',\\' -15 his 50, Der Begriff 
"Lehrverpflichtung" wird je'l-veils durch den Begr{ff,Jahresnorm bzw. Lehrverpflichtung'" und 
der Begrttf ,.Lehrpflichtermäßigung" je"l-veils durch den Begr�ff . . Herabsetzung bzv... 
Lehrpflichtermäßigung" ersetzt. 

12, § -15 Abs. 1 erster Satz lautet: 
"Die Jahresnorm bzw. Lehrverpflichtung des Landeslehrers kann aus seinem Antrag bis auf 
die Hälfte des für eine Vollbeschäftigung vorgeschriebenen Ausmaßes (bei einer 
herabgesetzten Jahresnorm hat die Unterrichtsverpflichtung in einem solchen Fall bis zu 396 
lahresstunden zu betragen) herabgesetzt w'erden, wenn der Venvendung im verlangten 
Ausmaß keine wichtigen dienstlichen Interessen entgegenstehen" 

13. :::>' -16 Abs. 1 erster Satz lautet: 
"Die Jahresnorm bzw. Lehrverpflichtung des vollbeschaftigten Landeslehrers ist auf seinen 
Antrag zur Betreuung 

1. eines eigenen Kindes, 
2. eines Wahl- oder Pflegekindes oder 
3. eines sonstigen Kindes, fur dessen Unterhalt der Landeslehrer und (oder) sein 

Ehegatte überwiegend aufkommen. 
bis auf die Hälfte des fur eine Vollbeschäftigung vorgesehenen Ausmaßes (bei einer 
herabgesetzten Jahresnorm hat die Unterrichtsverpflichtung in einem solchen Fall bis zu 396 
Jahresstunden zu betragen) herabzusetzen." 

1-1. In § -16 Abs. 1 (neu) ist die Zitierung , . ;;' -I-Ia Abs. 2 und -I" durch die Zlfienmg .. ,,,': -15 A hs. 
2 lind -/" zu erselzen. In § -18 (neu) ist die ParagrapheJlhe::eichllllflK .. -I-Ia" h::w .. -I-Ib .. 

jeweils durch die Paragraphenbezeichnullg .. -15" b:::w. ,. -10" ::lf ersel::ell. In ,\,',\,' -19 lfnd 50 iSI 
die Paragraphenbezeichnung ,. -I-Ia bis -I-Id" dl/reh die Para;:raphenhe:::eiehlllll1g ,,-15 bis -18" 
Zll ersetzen. 

15. In § -17 (neu) laUlen Abs. 3 lind Abs. 3a: 

.,(3) Für Landeslehrer an Berufsschulen. deren Lehrverptlichtung. nach den �� 45 oder 
46 herabgesetzt worden ist, geIten 

1. die im § 52 Abs. 1 angeführten Wochenstundenzahien der Lehn'erpflichtung und 
2 die im § 52 Abs. 3 angeführten \Vochenstunden der Gesamtminderung der 

Lehrverpflichtung 
in dem Prozentausmaß. auf das die Lehrverpflichtung nach den §§ 45 und 46 herabgesetzt ist 

(3a) Für Landeslehrer an allgemeinbildenden Pflichtschulen. deren Jahresnorm nach 
den §§ 44 bis 46 herabgesetzt worden ist, gelten die in � 43 Abs I Z I bis 3 vorgesehenen 
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Jahresstunden in dem Prozentausmaß, auf das die Jahresnorm nach den §§ 45 und 46 
herabgesetzt i st. D ies  gilt jedoch nicht fur d ie  66 lahresstunden. d ie  in � 43 Abs. 3 Z 2 fur d ie  
Erfullung der Aufgaben eines K lassenvorstandes oder fur d ie  Klas senfuhrung festgelegt sind."' 

16. § 51 fautet: 

,,§ 51. ( 1 ) Auf die Ermitt lung der Jahresnorm des Leiters einer allgemeinbildenden 
Pflichtschule  ist § 43 Abs. 1 erster Satz anzuwenden Die Jahresnorm setzt sich 
zusammen aus :  

1 .  720 lahresstunden fur lehrplanmäßigen Unterricht und die damit in 
Zusammenhang stehende gesetzliche Aufsichtspflicht 
(Unterrichtsverpflichtung). 

2. Vor- und Nachbereitung des Unterrichts sowie Korrekturarbeiten. wobei 
§ 43 Abs. 1 Z 2 sinngemäß anzuwenden ist. 

3 .  Pädagogisch-administrativen Aufgaben aus der Leitung der Schule. 

(2) D i e  Unterrichtsverpflichtung gemäß Abs. I Z 1 vermi ndert sich bei m  Leiter 
einer Volksschule um 18 lahresstunden für die Leitung der gesamten Schule 
und um 3 6  Jahresstunden je Klasse. bei angeschlossenen 
Sonderschulklassen oder Klassen einer Polytechnischen Schule tur jede 
derartige Klasse um 54 Jahresstunden Darüber hi naus vermindert sich die 
Unterrichtsverpfl ichtung des Leiters einer Volksschule um 36 lahresstunden 
für funf bis zehn in der Volksschule unterrichtete Kinder mit 
sonderpädagogischem Förderbedarf. Liegt die Anzah l dieser Kinder über 
zehn, so vermindert sich die U nterrichtsverpfl ichtung überdies fur eine 
Anzahl von je ein bis fünf weiterer solcher Kinder um weitere 1 8  
lahresstunden. Bei der Anwendung dieses Absatzes sind mindestens funf 
Schüler je Schule, d ie  gemeinsam mit  Schülern einer anderen oder mehrerer 
anderer Schul stufen der Grundstufe I nach dem Lehrplan der Vorschulstufe 
unterrichtet werden, einer Klasse gleichzuhalten. 

(3) Beim Leiter einer Hauptschule. einer Polytechni schen Schule sowie 
Sonderschule vermindert sich d ie  Unterrichtsverptl ichtung um 
lahresstunden für die Leitung der gesamten Schule und um 
lahresstunden für jede Klasse. 

elIler 
72 
54  

(3a) Die Unterrichtsverpflichtung der Leiter an S onderpädagogischen Zentren 
(§ 27a des Schulorganisationsgesetzes) vermindert sich über das gemäß 
§ 5 1  Abs. 1 und 2 errechnete Ausmaß in der ·Weise. dass zwei im 
Zuständigkeitsbereich des betreffenden Sonderpädagogischen Zentrums 
l i egende Klassen mit Kindern mit sonderpädagogischem Förderbedarf an 
allgemein bildenden Pflichtschulen sowie an der Unterstufe der allgemein 
bi l denden höheren Schulen zusätzlich als eine Klasse der Sonderschule 
berechnet werden. Sofern die Aufgaben des Sonderpädagogischen 
Zentrums vom Bezirksschulrat wahrgenommen werden (� 27a Abs. 2 
dritter Satz des Schulorganisationsgesetzes ). yermindert sich die 
Unterrichtsverpflichtung des fur die Erful lung dieser Aufgaben 
herangezogenen Lehrers für je funf im Schul bezirk zu betreuende Kinder 
mit sonderpädagogi schem Förderbedarf um je 36 Jahresstunden Werden 
mehrere Lehrer fur die Erfullung d ieser Aufgaben herangezogen, so 
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gebührt die Verminderung der Unterrichtsverpflichtung nur im anteil igen 
Ausmaß. 

(4) Darüber h inaus verm in dert sich die Unterrichtsverpflichtung beim Leiter 
einer Volksschule um 1 8  Jahresstunden, beim Leiter einer Hauptschule um 
27 lahresstunden fur jede Schülergruppe im Betreuungsbereich ganztägiger 
Schulformen. 

(5) Abweichend von den Abs. 1 bis 4 sind Leiter von allgemeinbi ldenden 
Pflichtschulen mit mehr als sieben Klassen von der regelmäßigen 
Unterrichtsertei lung befreit 

(6) \Venn der Leiter durch den Unterricht in seiner Klasse das Ausmaß seiner 
Unterrichtsverpflichtung nicht erreicht. ist er verpflichtet, abwesende Lehrer 
seiner Schule im B edarfsfall bis zum Ausmaß des sechsundrei ssigsten 
Teiles der jährlichen Unterrichtsverpflichtung in der je\\eiligen Woche ohne 
Anspruch auf eine Mehrdienstleistungsvergutung zu vertreten. Bei gemäß 
Abs. 5 freigestellten Leitern besteht die Vertretungspflicht bis zum Ausmaß 
der Unterrichtsverpflichtung, die ihm obliegen vvurde. wenn er nicht 
freigestellt wäre. 

(7 )  Bei der Anwendung der Abs. 5 und 6 gelten an ganztägigen Schul formen 
zwei Gruppen des Betreuungsteil es  als eine Klasse� beim Leiter einer 
Volksschule sind mindestens fünf Schüler je Schule. die gemeinsam mit 
Schülern einer anderen oder mehrerer anderer Schulstufen der Grundstufe I 
nach dem L ehrplan der Vorschul stufe unterrichtet werden, einer Klasse 
gleichzuhalten. 

(8)  Soweit es erhöhte Verwaltungsaufgaben der Schule erfordern, kann die 
Dienstbehörde die Frei stellung von der regelmäßigen Lnterrichtserteilung 
auch für Leiter von allgemei nbi ldenden Pflichtschulen mit weniger als acht. 
aber mehr als vier Klassen anordnen. 

17. In § 52 wirdfolgender Abs. I3a eingefiigt: 

,,( 1 3 a) Die Besti mmungen fur die Lehrverpflichtung der Schulleiter gelten nur für 
ernannte Leiter und fur gemäß § 27 Abs. 2 mit der Leitung betraute Landeslehrer. Die 
Bestimmu ngen fur die Lehrverpflichtung der Direktor-Stellvertreter gelten nur fur bestellte 
Direktor-Stellvertreter und fur gemäß § 27 Abs. 2 und 4 mit der Vertretung des Schulleiters 
oder des Direktor-Stel lvertreters betraute Landeslehrer Diese Bestimmungen gelten jeweils 

ab der Wirksamkeit der Ernennung oder der Betrauung." 

IR. In ",,' 52 werden folgende Abs. 15 bis IR al1geßigl: 

,,( 1 5) Wenn das i n  der Stundentafel vorgesehene Stundenausmaß dem Lehrplan 
entsprechend ganz oder tei lweise in Form eines Blockunterrichtes erfüllt \vird, reduziert oder 
erhöht sich die gesetzlich vorgeschriebene wöchentliche Lehrverpflichtung um das Ausmaß 
von Wochenstunden, dass der durch die Blockung bedingten Verschiebung der jeweil igen 
Wochenstunden in die andere Unterrichtswoche (in die anderen Unterrichtswochen) 
entspricht. Das gleiche gilt bei einem nicht in vollem Beschäftigungsausmaß vef\\i'endeten 
Landeslehrer hinsichtl ich seiner Wochenlehrverpflichtung. 
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( 1 6) Hat e in Berufs schullehrer an mehreren Schulen ( Exposituren) zu unterrichten, so 
wird ihm die nach den örtl ichen Verhältnissen erforderl iche Zeit (Geh-, \Varte- und Fahrzeit) 
für die Zurücklegung des Hin-, Zwischen- und Rückweges zwischen seinem Wohnsitz und 
den einzelnen Schulen (Exposituren) soweit auf die ErfulJung der Lehrverpflichtung 
angerechnet, als sie die jewei l s  an einem Tag erforderliche Zeit (Geh-, \Varte- und Fahrzeit) 
für die Zurücklegung des Hin- und Rückweges zwischen sei nem \Vohnsitz und dem S itz der 
Stammschule um mehr als eine Stunde überschreitet . Die Vorschriften über Reisegebühren 
werden dadurch nicht berührt . 

(17) Die Leitung einer mehrtägigen Schulveran staltung mit einer mindestens 
viertägigen Dauer und Nächt igung ist dem Unterricht von einer Wochenstunde der 
Lehrverpflichtung von 23 Wochenstunden fur den ;\1ona1. in  dem die jeweilige 
Schulveranstaltung endet, gleichzuhalten. 

( 1 8 ) Unterrichtet ein Berufsschul lehrer an mehreren Schulen oder in mehreren 
Unterricht sgegenständen, fur die das Ausmaß der Lehrverpfl ichtung verschieden ist, so ist das 
zur Erfullung der Lehrverpflichtung erforderliche Ausmaß seiner Beschäftigung in folgender 
Weise zu ermitteln: Zu der Zahl der Wochenstunden, fur \velche die zeit l ich geringere 
Lehrverpflichtung gilt, sind d ie  im Verhältnis der geringeren zur höheren Lehrverpflichtung 
umgerechneten \Vochenstunden, fur welche die zeit lich höhere Lehrverpflichtung gi lt, 
zuzuzählen, bis das Ausmaß der geringeren Lehrverpflichtung erreicht ist -' 

19. § 53 lautet: 

§ 53. ( 1 )  Die Lehrverpflichtung der Rel igionslehrer an Berufsschulen beträgt 22 
Wochenstunden. 

(2) Das Ausmaß der Lehrverpflichtung der Lehrer fur sonst ige einzelne Gegenstände 
an Berufsschulen richtet sich nach § 5 2  Sofern eine solche Lehr'v·erptl ichtung mehr als 23 
\Vochenstunden beträgt, gilt ein Lehrer für einzelne Gegenstande jedoch als vollbeschäftigL 
wenn er - unter Einrechnung einer allfcilligen Geh-, ·Warte- oder Fahrzeit gemäß � 5 2  Abs. 13 
- mit mindestens 23 Wochenstunden in Verwendung steht 

(3) Die Teilnahme von Besuchsschul lehrern an Lehrbesprechungen i st dem 
Besuchsschulunterricht gleichzuhalten. 

20. § 59a Abs. 3la1llet: 

,,(3 )  Eine Dienstfrei steIlung darf nicht gewährt werden, \venn die Jahresnorm des 
Landeslehrers nach den §§ 45 oder 46 bzw. die Lehrverpfl ichtung des Landeslehrers an 
Berufsschulen nach § 52 Abs. 2 herabgesetzt ist oder der Landeslehrer eme 
Teilzeitbeschäftigung nach den §§ 1 5g oder 1 5h MSchG oder nach den �� 8 oder 8a EKUG in 
Anspruch nimmt. Für Landeslehrer, die eine im § 5 5  Abs 4 oder 5 angefühne Leiterfunkt ion 
ausüben oder mit einer Schulaufsichtsfunkt ion betraut sind. darf eine DienstfreisteIlung nur 
insoweit gewährt werden, a ls  d iese eine Unterrichtverptlic htung gemaß � 43 Abs 1 Z I 
erfu l len bzw. eine Lehrverpflichtung gemäß § 5 2  besteht--

21. In § 115 Abs. 1. 3 und -I wird der Begr�ff " Wochenstunde" jeweils durch die f;Vor{lolge 
"Wochenstunde der Unterrichtsverpfl ichtung gemäß § 43 Abs I Z I bz\\. Jahresstunde der 
Lehrverptlichtung" ersetzt. 
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22. § 115 Abs. 7 lautet: 

,,(7) Die Abs. 1 bis 6 sind auf Lande sI ehrer, 
1 .  deren Jahresnorm bzw. Lehrverpfli chtung nach den � 45  oder 46 herabgesetzt 

i st oder 
2 .  d i e  eine Teilzeitbeschäftigung nach den §§ 15g oder 15h !'vlSchG oder nach 

d en §§ 8 oder 8a EKljG in Anspruch nehmen. 
nicht anzuwenden." 

2 3. § 115a Abs. 1 erster Satz lautet: 

"Zeiten einer Herabsetzung der Lehrverpflichtung, die nach * 44a in einer bis zum 3 1 .  August 
200 1 geltenden Fassung gewährt worden sind. sind auf die Obergrenze nach � 45 Abs 3 
anzurechnen . .  e 

2-1. § 115a Abs. 6 lautet: 

,,(6) Zeiten e iner Ermäßigung  der Lehrverpflichtung nach § 44 Abs. 7 in der bis zum 
3 0. Juni 1 997 geltenden Fassung sind auf d ie  Hächstdauer der Herabsetzung der 
Wochendienstzeit bzw. der Jahresnorm nach § 45 nicht anzurechnen." 

25. In § 121 wird in Ahs. I Z -I die ParagraphenhezeichnullR . .  ,,< -13 Ahs. 5" durch , .  -13 Ab.). 
15" ersetzt. Abs. 2 lautet: 

,,(2 )  Der Bund hat durch die in  § 52 Abs. 6 und § 53 Abs. 3 vorgesehene 
Berücksicht igung der Teilnahme an Lehrbesprechungen entstehenden Kosten zur Gänze zu 
tragen." 

26. § 123 Abs. 36 in der Fassung des Blfllde.')ge.<;erzes HUBI. / Sr. 1-12 2000 erhält die 
Bezeichnung , . (37) ". 

27. Dem § 123 H'irdfolgender Ahs. 38 ange.fiigt: 

,,(3 8)  § §  1 5  Abs. 1 ,  1 9  Abs. 3 ,  22 Abs. 4, 23a Abs. 1 .  27 Abs 1 ,  3 L 40 Abs. 4 Z 1 ,  43 .  
43 bis 5 1 , 52  Abs. 1 3a und 1 5  bis 1 8, 53 .  58d Abs L 5 8e Abs. 1 ,  58f Abs 6. 5 9a Abs. 3 , 1 1 5 
Abs. 1 ,  3,4 und 7, 1 1 5a Abs. 1 und 6, 1 2 1  Abs. 1 Z 4 und Abs. 2 so\.vie § 1 23 Abs. 36  in der 
Fassung des Bundesgesetzes BGBL I Nr. xxx/XXXX treten mit 1 September 200] in Kraft 
und mit Ablauf des 3 1 .  August 2005 außer Kraft. Mit 1 .  September 2005 treten die durch die 
vorl iegenden Bestimmungen mit Wirkung vom 1 .  September 200 1 aufgehobenen bzv.· . 
abgeänderten Rechtsvorschriften in der bis zum 3 1 .  August 200 1 geltenden Fassung wieder in 
Kraft " 
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Artikel 11 

Das Landesvertragslehrergesetz 1966, BGBI Nr ] 72, zuletzt geändert durch BGBI. \.ir 
94/2000, wird wie folgt geändert: 

1. In § 2 Abs. 2 wird der Punkt nach fil . .I) durch einen ßei .. ,trich ersel::1 lfnd wird folgende 
fil. k) angefügt: 

"k ) für Vertragslehrer an al lgemeinbi ldenden Pflichtschulen an die S tel l e  der 
Best immungen des Vertragsbedienstetengesetzes 1948 über die 
Lehrverpflichtung und die Abgeltung von l\1ehrdienst leistungen die 
Best immungen über die lahresnorm und die Abgeltung von 
Mehrdienstlei stungen des Landeslehrer-Dienstrechtsgesetzes 1 984 treten. Dies 
gilt nicht fur § 45  Abs. 2 des Vertragsbedienstetengesetzes" 

2. Nach § 2 'wirdfolgender § 2a eingefügt: 

,,§ 2a. ( 1 )  Für Vertragslehrer des Entlohnungsschemas II L an allgemeinb i ldenden 
Pflichtschulen sind bei Anwendung der §§ 44 und 44a des Vertragsbed ienstetengesetzes 1948 
einer lahreswochenstunde 82  lahresstunden der lahresnorm gemäß � 43 Abs I des 
Landeslehrer-Dienstrechtsgesetzes 1 984 gleichzuhalten. Solchen Vert ragslehrern darf nur 
dieses lahresstundenausmaß oder ein Vie lfaches davon zugewiesen v.,'erden Hiebei setzt sich 
die Stundenzahl von 82 lahresstunden aus 36  lahrestunden gemäß § 43 Abs 1 Z 1 LDG, aus 
30 lahresstunden gemäß 43 Abs. 1 Z 2 LDG und aus 1 6  lahresstunden gemäß � 43 Abs I Z 3 
LDG zusammen. 

(2) Im Rahmen der lahresstundensumme gemäß § 43 Abs. I Z 3 LOG entspricht 
einer lahreswochenstunde jeweils  der zweiundzwanzigste Tei l der im � 43 Abs. 3 Z 1 bis  ,) 
LDG vorgesehenen lahresstunden. 

(3) Ergibt sich in den Fällen der Abs 1 und 2 kein ganzzahliges Ausmaß an 
lahresstunden, so i st es  soweit zu überschreiten, als es nötig ist um seine Lnterschreitung zu 
vermeiden 

(4) Vertragslehrern des Entlohnungsschemas 1 I  L an al lgemeinbildenden 
Pflichtschulen gebührt fur jede gemäß § 43 Abs. 6 LDG gehaltene Unterrichtsstunde 1,92 vH 
der fur eine entsprechende lahreswochenstunde gebührenden Jahresentlohnung . . .  

3. Dem § 6 wirdfolgender A bs. 5 angefügt: 

,,( 5 )  § 2 Abs. 2 l it .  k und § 2a in der Fassung des Bundesgesetzes BGBL I T\r 
xxxIXXXX treten mit 1 .  September 200 1 in  Kraft und mit Ablauf des 3 I August 2005 außer 
Kraft. Mit 1 .  September 2005 treten die durch die vorli egenden Bestimmungen mit Wirkung 
vom 1 September 200 1 abgeänderten Rechtsvorschriften in der b i s  zum 31. August 200 I 
geltenden Fassung wieder in  Kraft." 
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V O R B L A T T  

Problem: 

E in  Dienst- und Besoldungsrecht fur LandeslehreL welches als hauptsächl ichen Parameter fur 
Dienstzeit u nd Besoldung nur die Lehrverpflichtung beinhaltet. unterliegt zunehmender 
Kritik, insbesondere bezügl ich der Vergleichbarkeit zu den Bediensteten der al lgemeinen 
Verwaltung. Die gesetzl ich vorgegebenen E inrechnungen fur ebenfalls vorgegebene 
Verwaltungstätigkeiten verhindern eine flexible Handhabung an der einzelnen Schule. 

Durch eine Neuregelung aufgrund einer durchgefuhrten Arbeitszeitstudie in Form einer 
Jahresarbeitszeit soll die Vergleichbarkeit mit der allgemeinen Vef\\a ltung und auch ein 
flexibles Vorgehen an der Schule bezüglich der außerunterricht l ichen Tätigkeiten ermöglicht 
werden. 

Normierung einer mit der lahresarbeitszeit eines Bediensteten der allgemeinen  Vef\valtung 
identischen J ahresnorm des Landeslehrers und Landes\ertragslehrers. d ie sowohl in 
unterrichtl ichen Tätigkeiten ( inkL Aufsichtspflicht) . \'or- und \.achbereitung SO\\ le 
Korrek1urarbeiten, als auch in  der Ausübung sonstiger Tät igkei ten für die Schule besteht. 

Alternativen: 

Beibehaltung des geltenden Dienstrechtes, welches alleine auf die Lehrverpfl ichtung abstellt 
mi t  den oben dargestellten Nachteilen. 

Finanziel le  Auswirkungen sowie Auswirkum!en auf den \Virtschaftsstandort Osterreich und 
die Beschäftigungssituation:  

H iezu wird auf den allgemeinen Teil der Erläuterungen ven,viesen 

E U-Konformität: 

Die Regelungen s ind EU-konform. 
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ERLALTERUNGEI\ 

Allgemeiner Teil 

Es hat sich gezeigt, dass die Arbeit des Landeslehrers, insbesondere seine Dienstzeit und die 
damit in Zusammenhang stehende Abgeltung. welche fast ausschließlich von seiner 
Lehrverpfl ichtung ausgeht, immer häufiger und intensiver hinterfragt wurde. Es erschien vor 
allem nicht klar, wie viel Zeit tatsächlich außerunterri chtliche Tätigkeiten in Anspruch 
nehmen und auch von anderen Bedienstetengruppen des öffentlichen Dienstes wurde i mmer 
wieder e ine nichtgegebene Vergleichbarkeit mit den entsprechenden Dienstzeiten und den 
dafur vorgesehenen Abgeltungen angeführt 

Diese Betrachtungsweise ist jedoch nicht nur e in österreichi sches, sondern ein internationales 
Phänomen und hat insbesondere in den westeuropäischen Ländern Anlass zu lJberlegungen 
bezüglich einer Neubewertung der Lehrerarbeit, vor allem auch hinsichtlich der Transparenz 
der Lehrerarbeitszeit gegeben. In einigen d ieser Länder hat es umfangreiche 
Arbeitszeitstudien gegeben, welche in einzelnen Ländern auch zu einer Neuregelung des 
Dienst- und Besoldungsrechtes des Lehrer gefuhrt haben (insbesondere Dänemark eInige 
deutsche Bundesländer). 

Auch in Österreich hat man sich daher zu e iner Arbeitszeiterhebung im Lehrerbereich 
entschlossen, die vom April bis Oktober 2000 (mit Hilfe von Beratungstirmen) durchgeführt 
worden i st .  Diese Erhebungen ergaben einen weit höheren zeitlichen Aufwand der 
Lehrerschaft durch außerunterrichtl iche Tätigkeiten, als er sich derzeit sO\vohl im Dienstrecht 
als auch im Bew'usstsein der Öffentlichkeit widerspiegelt (die genauen Ergebnisse können im 
Internet unter der Adresse wVl\v . lehrer2000. at abgefragt \\erden) Diese Tätigkeiten haben 
immer mehr zugenommen und ein großer Teil davon \vurde letztlich durch die neuen 
Pflichtschullehrpläne i nsofern institutionali s iert, als von den Lehrern nunmehr auch 
Maßnahmen der Schulentwicklung und Qualitätssicherung erwartet vverden. was u a  
Zeitaufwand fur Teamgespräche und Koordinat ionsarbeit bedeutet . 

Dieses zeigt, dass das "Pflichtstundenmodell" keineswegs mehr geeignet i st. der Arbeitszeit 
der Lehrer gerecht zu werden. Es soll daher nunmehr ein auf vier Jahre befristetes neu es 
Modell einer ,,Jahresnorm" fur die Lehrer an allgemeinbi ldenen Ptlichtschulen vorgelegt 
werden, wonach die Tätigkeit des Lehrers ganzheitlich zu betrachten und von Schulbeginn an 
transparent zu machen i st Sie hat ident isch mit der lahresarbeitszeit eines Bediensteten des 
Allgemeinen Verwaltungsdienstes zu sein. Die Gesamttätigkeit besteht in einem Teil 
ausschließlicher Unterrichtsverpfl ichtung (inkL Aufs ichtspflicht), einem Teil Vor- . 
='Jachbereitungs- und Korrekturarbeit und einem Teil sonst iger Tätigkeiten fur die Schule, 
\velche allgemeine und besondere Pflichten des Landeslehrers darstellen Da die im 
Finanzausgleich 200 1 vorgesehenen Maßnahmen in erster Linie den Bereich der 
allgemeinb i ldenden Pflichtschulen betreffen, bietet es sich an. dieses neue Modell zunächst 
nur fur die Lehrer an d iesen befristet anzuwenden. 
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F inanzielle  Auswirkungen :  

Administrativbelohnung 

Mit dem neuen Dienstrecht entfallen die Belohnungen fur die Ordinariatstätigkeit sowie die 
zusätzlichen Tätigkeiten fur Schulpartnerschaft 

Ordinariat 273  2 1 3  778 S 
Schulpartnerschaft 8 1  5 5 6  043 S 

Daraus ergeben sich j ährliche E insparungen in  der Höhe von 3 54 769 82 1 S 
Im Jahr 2001 werden diese Einsparungen zur Hälfte wirksam 

Mehrdienstleistungen 

Dauermehrd ienstleistungen: 

Derzeit vermindert sich die Lehrverpflichtung der Landeslehrer durch Kustodiate, Ordinariate 
u nd andere Abschläge . Durch die Einrechnung dieser Tätigkeiten in d ie  Lehrverpflichtung 
entstehen eine hohe Zahl von Dauermehrdienstleistungen. \Vie aus der Lehrerarbeitszeit studie 
hervorgeht, beträgt die durchschnittli che  Zahl der Dauermehrdienstleistungen der Volks- und 
SonderschuHehrer 0,4 Wochenstunden, die der Lehrer an Hauptschulen und polytechni schen 
Schulen 0,6 W ochenstunden. 

Ausgehend von der Zahl der Vollbeschäftigungsäquivalente der Lehrer (exklusive I I-L 
Lehrer) an den einzelnen Schularten ergeben sich derzeit j ährlich folgende Ausgaben/Kosten 
für die Dauermehrdienstleistungen im APS-Bereich 

Mehrdienstleistung GS 1 0  L2a2 475 ,29 S 

Volksschule/Sonderschule: 
3 1  5 73 ,8  VBÄ 
0,4 Stunden x 475,29 x 4, 3 3  x 1 0  x 3 1  5 73,8 = 259 9 1 6 1 53 S 

HauptschulelPolytechnische Schule: 
2 8 863 VBÄ 

0,6 Stunden x 475,29 x 4,33 x 1 0  x 28 8 63 = 3 56 40 1 1 90 S 

Die  Gesamtausgaben betragen daher 6 1 6  3 1 7  343 S 
( i nkl .  1 0% Pensionszuschlag 677 949 077 S )  

Durch d ie  Umstellung auf eine Jahresnorm der Unterrichtsverpflichtung können durch oben 
genannte Tät igkeiten, die zu e iner Minderung der Lehrverpflichtung geführt haben, keine 
Dauermehrdienstleistungen mehr anfallen (vgl. § 43 Abs 1 Z 3) .  

Unter der Annahme. dass bisher rund 50�/o der angefallenen Dauermehrdi enst leistungen aus 
d iesen Tätigkeiten entstanden sind, und ergeben sich jährl ich fo lgende Einsparungen 

6 1 6 3 1 7  343 x 0,5 = 308 1 5 8 672 S Dies entspricht 65 1 VBA 
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Für die restlichen Mehrdienstleistungen ergeben sich durch die Absenkung des 
Berechnungsfaktors von 1 ,73 % (mit Abwertungsfaktor 0, 875 1 , 5 1 3% ) auf 1 ,432% (analog zu 
der Regelung fur die Bundeslehrer) sowie die geänderte zeitliche Berechnungsgrund lage (3 6  
Wochen statt 4.}3 Wochen x 1 0) folgende Ausgaben 

Mehrdienstleistung GS ] ° L2a2 : 449,62 S 

Volks/Sonderschulen : 0,4 x 3 1 . 573 ,8  x 449,62x 0,5 x 3 6  = 1 02 2 12 726 S 
Haupt-lPolytechnische Schulen:  0,6 x 28 863 x 449, 62 x 0,5 x 36  = 1 40 155 726 S 

242 3 6 8 452 S 

zusätzli che Einsparungen 308 1 5 8 672 - 242 368 452 = 65 790 220 S 

Die gesamten j ährl lichen Einsparungen bei den Dauermehrdienstleistungen betragen daher 
308  1 5 8 672 + 65 790 220 = 3 73 948 89 1 S 
( inkl .  1 0% Pensionszuschlag 4 1 1 343 780 S) .  

VenretungsstundeniSuppl ierungen: 

Gemäß § 43 Abs.  3 Z 3 ist vorgesehen, dass im Rahmen der Jahresarbeitsnorm 1 0  Vetretungs­
stunden zu erbringen sind. 

Wie aus den Ergebnissen der Lehrerarbeitszeitstudie hervorgeht. fallen bei Lehrern an Volks­
und S onderschulen pro Schuljahr im Durchschnitt 1 3  bei Lehrern an Haupt- und 
Polytechnischen Schulen 22 bezahlte Supplierstunden an. 

Derzeitige Ausgaben :  

Volks-/Sonderschulen :  
Haupt-/Poly1echnische Schulen : 

475,29 x 1 3  x 3 1  573 ,8  = 1 95 087 248 S 
475 , 29 x 22 x 28 863 = 3 0 1  802 496 S 

Die jährl ichen Ausgaben fur die Supplierungen an al l en APS betragen daher derzeit 
496 889 744 S .  

Unter der Annahme, dass derzeit rund 22%> der Supplierstunden unter die Gegenrechnung 
fal len, ergeben sich fur Volks-/Sonderschulen 1 5 , 85  und für Haupt- und Pol ytechnische 
Schulen 26, 84 bezahlte und unbezahlte Suppl ierstunden . 

Durch die Erbringung von jewei ls 1 0  SuppIierstunden im Rahmen der Jahresnorm verringen 
sich die Zahl der bezahlten Supplierstunden je nach Schulan auf 5 , 8 5  bzw 1 6,84 im Jahr 
Durch die Absenkung des Faktors auf 1 ,432% (vgl .  Dauermehrdienstleistungen) ergibt sich 
eine weitere Reduktion der Ausgaben wie folgt 

Volks-/Sonderschulen . 
Haupt -/Polytechnische Schulen 

449,62 x 5 ,86 x 3 1  573 .8  = 83  1 89 802 S 
449,62 x 1 6,84 x 28 863 = 2 1 8  539  1 1 4 S 

Die Ausgaben fur Supplierstunden betragen daher hinkünftig 3 0 1  728 9 1 6  S Dies ergibt eine 
Einsparung in der Höhe von 1 95 1 60 828 S (inkL 1 0% Pensionszuschlag 2 14 676 9 1 1 S) 

146/ME XXI. GP - Entwurf (gescanntes Original)18 von 26

www.parlament.gv.at



4 

Insgesamt ergeben sich für den gesamten Mehrdienstleistungsbereich daher jährliche 
Einsparungen in der Höhe von 569 1 09 7 1 9  S (ink l .  1 0% Pensionszuschlag 626 020 69 1 S) 
D ies entspricht fur d ie  Dauermehrdienstleistungen 65 1 Planstel len .  

Im Jahr 200 1 werden die Einsparungen durch das Inkrafttreten der legi stischen .Änderung mit 
Beginn des Schulj ahres 200 1 /02 zu einem Drittel wirksam D i es entspricht 1 89 703 240 S 
( inkL 1 0% Pensionszuschlag 208 673 5 64 S)  und 2 1 7  Planstellen 

Vertretung bei Schulveranstaltungen (§ 43 Abs. 9) 

Bei einer Unterrichtsverpflichtung von 2 1  Wochenstunden ergeben sich fur den 
durchschnittl ichen T ag einer Schulveranstaltung maximal 2,3 zusätzl iche Stunden: 

4,2 + 3,5 (§  43 Abs. 1 Z 1 und Z 2) + 2,3 = 10 Stunden 

Fällt der Tag der Schulveranstaltung auf einen unterrichtsfreien Tag, können bis zu 1 0  
zusätzliche Stunden anfallen.  

Ausgehend von den Klassenzahlen u nd durchschnittlichen Tagen fur Schul veranstaltungen 
pro Jahr und K lasse wird angenommen, dass rund 5% der für Schul veranstaltungen 
anfallenden Stunden in Form von Vertretungen übernommen \verden . Es wird weiters 
angenommen, dass 5 0% dieser Stunden durch organi satorische Maßnahmen abgefedert 
werden können. Für d ie restl ichen zusätzlichen Vertretungsstunden (rund 1 5  000) ergeben 
sich daher Mehrkosten in  der Höhe von 
1 5 000 x 2 7 1 , 92 (LTberstunde L 2a 2 GS 1 0) = 4 078 800 S 
( inkL 1 0% Pensionszuschlag 4 486 650  S ) .  

Diese Mehrkosten fal len durch das Inkrafttreten d e r  legi st i schen .Ä.nderung mit Beginn des 
Schuljahres 200 1 /02  im Jahr 200 1 zu einem Drittel an.  

Regelung lair den Leiter (§ 51) 

Ausgehend von der derzeit gültigen Regelung wird d ie Verminderung der 
Unterrichtsverpflichtung auf die Jahresnorm nach den gleichen Grundsätzen abgeleitet 1m 
neuen System erfolgt die gänzl iche Freistel lung der Leiter bereits ab einer Zahl von 
8 Klassen. 

Insgesamt beträgt die Zah1 der Stunden, die sich aus dem Wegfall der j ewei l igen 
Restlehrverpflichtung in der Höhe von 8 bzw 1 3  Stunden bei den Leitern der achtklassigen 
APS ergeben, 5 7 1 5 . Unter der Annahme, dass rund 30% der zusätzl ichen Stunden durch d i e  
Supplierverpflichtung abgefedert werden ergeben sich 4000, 5 zusätzl i che Stunden D i es 
entspricht 1 73 ,93 VB.Ä Es fal len daher Mehrkosten in der Höhe von 523 000 x 1 73 . 93 = 

90 967 8 9 1  S (inkl. 3 0% Pensionszuschlag 1 1 8 2 7 5  652 S)  an 

Durch die .Änderung des Ausmaßes (Verminderung) der Unterrichts\ erpflichtung für die 
L eiter an Volksschul en reduziert sich bei den Volksschulen mit bis zu s i eben Klassen d ie  
Unterrichtsverpflichtung des Leiters um je eine zusätzliche halbe Stunde. Diese Stunden 
werden ebenfal ls zu 30% durch eine erhöhte Supplien erptlichtung kompensiert. Für 
insgesamt 786, 8 Stunden - dies entspricht 34,2 1 Voll besc häft igungsäq u i valemen - ergeben 
sich Mehrkosten in der Höhe von 34,2 1 x 523 000 = 1 7  89 1 1 48 S ( i n k l  Pen sionszusch l ag 23 
2 6 1  9 1 3  S). 

146/ME XXI. GP - Entwurf (gescanntes Original) 19 von 26

www.parlament.gv.at



5 

Durch die Änderung des Ausmaßes (Verminderung) der Unterrichtsverpfl ichtung fur die 
Leiter an Haupt-, Sonder- und polytechnischen Schulen ergeben sich fur diese Schularten bei 
den Schulen mit bis zu sieben Klassen j e  eine zusätzliche Stunde. um d ie  die 
Unterrichtsverpflichtung des Leiters reduziert wird. Diese Stunden werden zum Teil durch 
die aus dieser Maßnahme resultierende erhöhte Suppl ierverpfl ichtung kompensiert . Unter der 
Annahme, dass rund 3 0% der Stunden kompensiert werden. ergeben sich fur insgesamt 386,4 
Stunden - das entspricht 1 7  Vollbeschäftigungsäquivalenten - Mehrkosten in der Höhe von 
1 7  x 523 000 = 8 786 400 S (inkL Pensionszuschlag 1 1  424 000 S) 

Die gesamten Mehrkosten fur die Leiterregelung belaufen sich daher auf 1 1 7 645 439 S (ink l 
Pensionszuschlag 1 52 96 1 565  S) 

Im Jahr 200 1 fal len d ie  Mehrkosten durch das Inkrafttreten der legistischen Anderung mit 
Beginn des Schulj ahres 200 1 /02 zu einem Drittel an. 

Kompetenzgrundlage : 

Das Dienstrecht der Landeslehrer ist gemäß Art. 1 4  Abs 2 B-VG Bundessache i n  der 
Gesetzgebung u nd Landessache in der Vollziehung, die Behördenzuständigkeit zur Ausübung 
der Diensthoheit über die Landeslehrer ist gemäß Art. 1 4  Abs. 4a B- VG Landessache in 
Gesetzgebung und Vollziehu ng.  Der vorliegende Entwurf beinhaltet Dienstrecht und ist daher 
Bundessache in der Gesetzgebung. 

Besonderer Teil 

Zu Artikel I: 

Zu Z 1 bis Z 7: 

Hier handelt es sich um Anpassungen der Terminologie bzw. um die Umrechnung von 
Prozentausmaßen der bisherigen Lehrverpflichtung auf Jahresstunden im Hinblick auf das 
neue System der Jahresnorm anstelle  des bisherigen Systems der Lehrverpflichtung Für den 
Bereich der Berufsschul lehrer muss der Begriff "Lehrverpfl ichtung"" erhalten bleiben 

Zu Z 8 (§ 43): 

Im neuen System der Arbeitszeitbesti mmungen fur Landeslehrer an allgemeinb i l denden 
Pflichtschulen wird zunächst der Begriff .Jahresnorm"' eingefuhrt Dabei wird k largestellL 
dass die Jahresnorm des Lehrers identi sch zu sein hat mit der j ährl ichen .. \.jormalarbeitszeit" 
eines Bediensteten der allgemeinen Verwaltung fur den Zeitraum. der e inem Schuljahr 
entspricht . Im letzten Satz des Abs. 1 wird fur den Fal l  vorgesOfbrt. dass das Schulj ahr aus 
kalendermäßigen Gründen in Ausnahmefal len auch eine \Voche länger dauern kann (wegen 
des im Schulzeitgesetz vorgesehenen Beginnes und Endes des lJnterrichtsjahres und der fixen 
Höchstdauer der Hauptferien mit neun Wochen) In ei nem solchen Fal l erhöhen sich 
entsprechend die in Z 1 und Z 2 vorgesehenen Stundenzahlen. 
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E s  i st auch auf das höhere Urlaubsausmaß der Bediensteten ab dem 25 .  Dienstjahr Bedacht zu 
nehmen. Dies wird mit der Formul ierung " mit gleichem DienstalteL . .  " klargestellt . Da in 
einem solchen Fal l die in  Abs.  1 Z 1 und Z 2 festgelegten lahresstunden gleichbleiben. 
bedeutet dies, dass sich eine Verringerung der lahresstundensumme nur bei den in Z 3 
genannten lahresstunden auswirkt . 

Aus d iesen Grundsätzen ergibt sich folgende Berechnung der Jahresnorm 

Die Grundparameter fur die lahresnorm der .Arbeit szeit der Landeslehrer sind 
Jahresarbeitsstunden, Arbeitstage/Jahr, Öffnungstage der Schule sowie Cnterrichtsstunden. 
die aus einer wöchentl ichen Unterrichtsverpflichtung abgeleitet werden Der Berechnung l iegt 
eine Fünftage-Woche zugrunde.  

Die durchschnitt l iche Jahresnorm unter Berücksicht igung der beweglichen und 
unbe\vegl ichen Fei ertage (in der Höhe von 1 797 - s iehe unten) ergibt sich wie folgt 

( 52 Wochen x 5 Arbeitstage + 1 ,Arbeitstag x 5/7) x 8 = 

- 25  Urlaubstage 

(52 Wochen x 5 .Arbeitstage ..;- 1 Arbeitstag x 5/7) x 8 = 

- 30  Urlaubstage 

- 4 unbewegl iche Feiertage 
- 1 0  bewegl iche Feiertage x 5/7 

( inkL 24. 1 2 ) 

(3 0 Urlaubstage) 

Zusätzliche schulfreie Tage: 6 5  

6 5  schulfreie Tage - 2 5  Urlaubstage = 40 schulfreie Tage 

Arbeitstage 225 

2086 Stunden 
200 Stunden 

1 886 Stunden 

2086 Stunden 
240 Stunden 

1 846 Stunden 

32 Stunden 
57 Stunden 
89 Stunden 

1 886 Stunden 
-89 Stunden 

1 797 Stunden 
1 75 7  Stunden 

Arbeitstage - 40 schulfreie Tage - 5 schul autonome Tage = 1 80 Tage 

Die Schule i st daher durchschnitt l ich an 1 80 Tagen im Jahr geöffnet 

Unterrichtsverpfl ichtung 
UnterrichtsstundenlW oche · 
U nterri chtsstundeniTag Mittelwert : 

Jahresnorm Unterrichtsstunden = 

20 
4 

2 1  
4 . 2 

22 
4.4 
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Mittelwert der Unterrichtsstunden/Tag x Öffnungstage der Schule 

4 x 1 80 
720 

4,2 x 1 80 
756 

Bandbreite der  Jahresnorm der Unterrichtsverpflichtung: 

lahresnorm : 
Wöchentl iche Unterrichtsverpflichtung: 

720 
20 

4,4 x 1 80 
792 

756 
2 1  

792 
22 

Die lahresnorm wird s ich daher, je nach dem, ob die bewegl ichen Fei ertage auf Arbeitstage 
fal len oder nicht, ändern. 

Die Bandbreite von 720 bis  792 lahresstunden soll (umgesetzt auf das bi sherige System einer 
wöchentl ichen Lehrverpflichtung) eine Lehrverpflichtung 'von 20 bis 22 Stunden pro Woche 
abbilden.  Damit gelten auch alle damit in Zusammenhang stehenden gesetzlich 
vorgeschriebenen Aufsichtspflichten (s iehe v .a  § 51  Ab s 3 S chulunterrichtsgesetz) ,  
insbesondere in den Pausenzeiten als berücksichtigt Innerhalb d ie ser Bandbreite hat das 
l andesgesetzl ich zuständige Organ ( ist Angelegenheit der Diensthoheit , wird aber wohl im 
Regelfall der Schul leiter sein) für jeden Lehrer das Ausmaß der "Unterrichtsverpfl ic htung" 
festzulegen; und zwar schriftlich vor Beginn eines j eden S chulj ahres Dies i st ei n e  
Diensteinteilung und  unterliegt daher auch den Regel u ngen d e s  Bundes­
Personalvertretungsgesetzes. Änderungen, die  während des S chuljahres erforderlich werden. 
sind ebenfall s  i n  d ieser Form zu behandeln. Insbesondere wird d ie Schulaufsi cht. die aufgrund 
ihrer Dienstanweisung u . a . verpflichtet ist. den Umgang mit Ressourcen an der Schule zu 
kontrollieren, die Rechtmäßigkeit, Zweckmäßigkeit und \Vi rt schaftl ichkeit dieser 
Diensteinteilungen zu beachten haben 

Die Jahresnorm i st vom Lehrer durch die Erbringung von Tätigk eiten, d i e  in Abs. I Z 2 und 3 
angeführt sind, zu erfüllen Mehrdienstleistungen können i m  \Vese nt l i c he n  nur durch 
Tätigkeiten in Abs. I Z 1 anfallen, und zwar durch eine Diensteint ei l u ng. die aus bestimmten 
Gründen von vorn herein die Unterrichtsverpflichtung eines Lehrers über dem Höchstausmaß 
festlegt oder durch eine Änderung der Diensteinteilung während des U nterrichtsjahres, die aus 
bestimmten unvermeidbaren Gründen erforderl ich wird Suppl i erstunden werden i m  Ausmaß 
von 1 0  Jahresstunden im Rahmen der lahresarbeitszeit gemäß Abs I Z 3 zu leisten sein,  
Mehrdienst le istungen gemäß Abs. 1 Z 3 dürfen nur im Fal l der vertret u ngsv. eisen (Jbernahme 
bzw Teilnahme an einer Schulveranstaltung anfal len .  

Die in Abs. I Z 2 vorgesehene Zeit  fur \'or- und Nachbereitung sO\v ie  fü r Korrekturarbeiten 
wurde in 60 Minuten-Stunden festgelegt, sodass rechnerisch das zeit l i che Ausmaß von Abs . I 
Z 1 zu Z 2 im Verhältni s von 6 : 5 steht . Eine lahresstunde der Lnterrichtsverpfl icht ung von 
Abs. 1 Z 1 ist zwingend mit 50 \1inuten der Tätigkeiten nach Abs I Z 2 \ erbunden 

Gemäß Abs. 2 können aus den im Gesetz angeführten Gründen die Ober- und Untergrenzen 
der Unterrichtsverpflichtung (und damit verbunden der Vor- und \iachbereit ungszeit) im 
S inne einer flexiblen Handhabung der Stundenverteilung an der Schu l e  in besonders 
berücksichtigungswürdigen Fällen innerhalb  der Jahresnorm verschoben werden: d . h  es 
können in solchen Fäl len einem Lehrer innerhalb der Jahresnorm auch mehr 
Unterrichtsstunden und dafur weniger ,,\/envaltungsstunden"" zuge\\ iesen \\ erden, wenn d ies 
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im Einzelfal l  unbedingt erforderl ich erscheint . Umgekehrt können einzelne Lehrer. die ganz 
besonders fur bestimmte Verwaltungszwecke herangezogen müssen. von unterrichtl ichen 
Tätigkeiten entlastet werden . Nur in Ausnahmefällen können wie oben erwähnt die 
Obergrenzen der Z 1 und 2 auch außerhalb der Jahresnorm erhöht werden, sodass s ie (siehe 
Abs .  4 und 5) Anlass zu Mehrdienstleistungen geben. Dies soll nur dann möglich sein, wenn 
und so weit dies fur die Aufrechterhaltung eines ordnungsgemäßen Schulbetriebes zwingend 
notwendig (d h. im Wesentlichen unaufschiebbar) und nicht durch andef\.veitige Maßnahmen 
vermeidbar ist .  (Dabei ist u a  jedenfal l s  zunächst ZL. trachten. die in Z 3 vorgesehenen 
Stunden zu verringern . )  

Die Tätigkeiten gemäß Abs. 1 Z 3 im Zusammenhang mit Abs. 3 .  die außerunterrichtl iche 
Tätigkeiten fur die Schule. j edoch jedenfal l s  lehramtliche Pfl ichten darstel len. komplettieren 
die Jahresnorm. Sie sind ebenfal l s  vom landesgesetzlich zuständigen Organ fur das Schuljahr 
für den betreffenden Lehrer zu planen. Sie bestehen aus Pfli chten, die grundsätzlich jedem 
Lehrer obliegen und sich aus dem Schulrecht und aus dem Dienstrecht ableiten .  Es handelt 
sich dabei vor al lem um die im Schulunterrichtsgesetz und den aufgrund dieses Gesetzes 
erlassenen Verordnungen vorgesehenen und aus diesen Best immungen ableitbaren konkreten 
allgemeinen lehramtl ichen Pflichten. Dafur wird in Abs. 3 Z ] eine globale Summe von 1 00 
lahresstunden vorgegeben .  (Dies betrifft z .B die Abhaltung von Sprechtagen gemäß § 1 9  
Abs. 1 Schulunterrichtsgesetz so\vie die Tei lnahme an Schulkonferenzen und zwingend 
erforderliche Koordinationstätigkeiten). Die Zeiten der Aufsichtsfuhrung gemäß § 5 1  Abs 3 
Schulunterrichtsgesetz sind hier jedoch nicht einzurechnen. weil sie bereits in Abs. 1 Z I 
berücksichtigt sind. 

Weitere 66 Jahresstunden werden in Abs. .J Z 2 (gegebenenfalls) für 
Klassenvorstandstätigkeiten bzw. fur die Klassenfü hrung an Volkssc hulen gesetzlich 
vorgegeben. 

In Abs. 3 Z 3 wird normiert, dass der Lehrer j edenfa l l s  zehn lahresstunden für Supplierungen 
innerhalb seiner Jahresnorm, d .h .  ohne Anspruch auf ?vlehrdienstlei stungsvergütung zu 
erbringen hat .  

In Z 4 wird die auf d ie  Jahresnorm zählende fur Fortbildung zur Verfugung stehende Zeit mit 
1 5  lahresstunden vorgegeben. Die Formul ierung .. Tei lnahme an verpflichtenden 
Fortbi ldungsveranstaltungen" bedeutet, dass neben der inst itutionellen Fortbi ldung an den 
Pädagogischen Instituten auch Fortbi ldu ngsveranstaltungen anläßlich von 
Bezirkslehrerarbeitsgemeinschaften, an Einrichtungen der Erwachsenenbildung oder 
betreffend Dienstrechts- bzw. Schulrechtsseminare für Leiter beinhaltet sind . Diesbezügl ich 
sollen Nachweise in Form von Teilnahmebestätigungen bz\\ Zertifi katen verlangt werden 
können. Jedenfalls kann die ausschl ießlich im privaten Bereich betriebene Fortbi ldung auf die 
fünfzehn lahresstunden nicht angerechnet werden. 

Innerhalb des verbleibenden Rahmens der restlichen Stunden zur Erfül lung der lahresnorm 
hat das landesgesetzlich zuständige Organ in flexibler Vorgangsv. eise lahresstunden für 
besondere Tätigkeiten (Abs .  3 Z 5), die Teil der Lehrerarbeit sind, zu vergeben . Darunter 
fal len insbesondere die Verwaltung von Lehrmittelsammlungen, die Erfül lung der Funktion 
eines Kustoden, aber auch die Teilnahme an Schulveranstaltungen so\\ie gegebenenfal ls die 
Teilnahme als  Lehrervertreter bei Konferenzen bzw Veranstaltungen der Schulgemeinschaft 
Dabei sollen grundsätzl ich keine fixen Zeitgrößen gesetzlich vorgeschrieben werden, der 
Schul leiter soll sich jedoch im Zweifel an bestimmte Richtwerte fur entsprechende Zeitwerte 
halten können, die erlassmäßig festgelegt werden Für die Teilnahme an mehrtägigen 
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Schulveranstaltungen wurde jedoch in Abs. 3a ein Höchstausmaß \'on zehn Stunden pro 
Kalendertag als auf die nach Z 5 anrechenbare Zeit vorgesehen. 

D ie Abs .  4 b is  1 2  enthalten vom § 6 1  des Gehaltsgesetzes abwei chende Bestimmungen über 
die Vergütung von dauernden Mehrdienstlei stungen und Ei nzelsuppl ierstunden Für 
tatsächlich gehaltene dauernde Mehrdienstlei stungen, die bereits in der Lehrfachervertei lung 
enthalten sind, besteht (mit Ausnahme des Fal les der ausnahm swei sen 'Verschiebung der 
Unter- oder Obergrenzen gemäß Abs. 2 )  erst nach Erreichen des höchsten in  der Bandbreite 
vorgesehenen Stundenausrnasses (ab der 793 . Jahresstunde) ein Anspruch auf MDL­
Vergütung� j edenfa l l s  muss dabei aber auch die Jahresnorm überschritten worden sein .  In 
einem solchen Fal l kann bezüglich der Anweisung der MDL \vie bi sher in diesen Fäl len 
vorgegangen werden und es ist nicht erforderl ich, eine J ahresabrechnung gesetzlich 
einzuftihren Ein A nspruch auf eine Dauer-J\1DL-Vergütung bei einer unbedi ngt 
erforderl ichen .Änderung der Dienstei nteilung fur Vertretungsfalle während des Schuljahres 
soll gemäß Abs, 5 bereits ab der ersten Jahresstunde, die die individuelle 
Unterrichtsverpflichtung (und zugleich d ie  Jahresnorm) übersteigt. bestehen 

Abs. 4a regelt die al iquote Vergütung von rvIDL fur den Fall , dass ein Lehrer. der 
vollbeschäftigt ist, erst während des Schuljahres den Dienst beginnt oder ihn vor Ablauf des 
S chuljahres beendet , 

Einzelsuppl ierungen können gemäß Abs.  6 erst dann zu l\1DL fuhren, wenn die zehn 
innerhalb der Jahresnorm vorgesehenen Suppl ierstunden erbracht \\'orden sind . Zur 
Abgrenzung von den Dauer-rvIDL, die während des Schuljahres aufgrund der .Änderung der 
Diensteintei lung in den in Abs. 5 geregelten Fäl len anfallen können, wurde bei den 
Einze l supplierungen gemäß Abs,  6 im Zusammenhalt mit Abs 3 Z 3 der BegritT 
" unvorhersehbare Vertretung" verwendet . 

Abs. 8 regelt die Abgeltung ftir d ie  rvIDL-Vergütung bei den Fällen der Herabsetzung der 
Jahresnorm .  

In Abs. 9 werden die Überstundenvergütungen, die in  Vert retungsfallen für 
Schulveranstaltungen gebühren können, geregelt. Dabei \vurde sowohl eine Limitierung für 
die Stundenanzahl pro Tag als auch eine "Gegenrechnung" insofern festgelegt, al s nur die 
Stunden vergütet werden können, die d ie entfal lenen U nterrichts-, Vor- . \lachbereitungs- und 
Korrekturstunden des Lehrers übersteigen .  Die Anordnung solcher Vertretungen darf nur in 
Fäl len erfolgen, in denen dies unvermeidbar i st .  

In Abs 10  wird der b isherige § 48  Abs. 8 LDG nachgebildet. \\ onach eine MDL nicht 
gebührt, solange nicht al le an der betreffenden Volksschule beschäftigten Lehrer i m  vollen 
Ausmaß i hrer Lehrverpflichtung verwendet \verden. Dies hat (und hatte) seine Ursache darin. 
dass d ie  Lehrer der dritten und vierten Klassen der Volk sschulen unter Umständen allein 
aufgrund der Stundentafeln der Lehrpläne schon von vornherein Anspruch auf 
Mehrdienstleistungen hätten. Nunmehr wird ausdrückl ich normiert, dass eine Anordnung der 
Überschreitung der Obergrenzen der in  Abs ] Z 1 genannten Bandbreite an Volksschulen 
grundsätzlcih nicht (bzw. nur in unvermeidbaren Ausnahmefällen) erfolgen darf, solange 
nicht al le anderen Lehrer der Schule die gesetzlich vorgeschriebene höchste 
Cnterrichtsverpfl i chtung erful lt haben. 

In Abs.  1 1  werden die Anlassfal le und das Ausmaß fur die Einstell ung der Vergütung für 
dauernde rvIDL normiert . 
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Die  Abs . 1 3  b i s  1 6  übernehmen d ie  Bestimmungen des geltenden Rechtes über den Unterricht 
in Gegenständen, fur die keine Lehrbefähigung vorliegt. über die Beschäftigung in 
ganztägigen Schul formen und über den Unterricht in den Integrationsklassen Die 
entsprechenden Lehrverpflichtungsbestimmungen werden an das neue System der Jahresnorm 
angepasst . 

Zu Z 9 bi s  1 3 :  

Hier handelt es sich u m  terminologische Anpassungen an das neue System der lahresnorm 
bzw . die Umrechnung von Prozentausmaßen der bisherigen Lehrverpflichtung m 

lahresstunden und um Anderung von Paragraphenbezeichnungen .  

Z u  Z 1 5  ( §  47 Abs.  3 und Abs.  3 a): 

Abs 3 beinhaltet die Aufrechterhaltung des geltenden Rechtes bezügl ich der Aliquotierung 
der Lehrverpflichtung bei der Herabsetzung fur Berufsschul lehrer. In Abs. 3a wird diese 
Al iquotierung fur die Pflicht schu l lehrer an APS auf das S ystem der herabgesetzten 
Jahresnorm angepasst, wobei j edoch jedenfa l l s  die vo llen 66 lahresstunden fur eine 
(gegebenenfal l s  vorgesehene) Übernahme der Funktion eines Klassenvorstandes bzw. der 
Klassenfuhrung zu erful len sind .  

Z u  Z 16 (§ 5 1 ) :  

Hier wird die Unterrichtsverpflichtung der Schulleiter ( auch d ie  Leitung von 
Sonderpädagogischen Zentren) innerhalb ihrer Jahresnorm im Wesent l i chen von den bi sher 
bestehenden Regelungen übernommen und h insichtlich des neuen Systems adaptiert 
Al lerdings wurde die gänzl iche Freistellung des Leiters bereits bei Vorhandensein von mehr 
als sieben Klassen (früher mehr als acht Klassen) festgelegt . Diese Maßnahmen wurden vor 
a l lem vorgesehen, weil das neue System einer lahresnorm und der indi \'iduel len Vertei lung 
auf die Lehrer der Schule eine erweiterte Planungskompetenz des Schulleiters erfordert 

Die übrigen Ziffern der Novell ierungsanordnungen betreffen im Wesentl ichen 
terminologische Anpassungen an das neue System der Jahresnorm und andererseits die fur die 
Berufsschullehrer erforderliche Aufrechterhaltung der bestehenden Rechtslage. 

Zu Artikel 11: 

Z u Z 1 

Ebenso wie im Landeslehrer-Dienstrechtsgesetz 1 984 ist vom bisherigen System der 
Wochenlehrverpflichtung auf das System der Jahresnorm u mzustel len;  ebenso die 
entsprechenden Regelungen über die Abgeltung von Mehrdienstlei stungen. 

Z u Z 2.  

Das besondere System fur Vertragslehrer des Entlohnungsschemas Il  L m ittels abzugeltender 
lahres\vochenstunden ist in das System der Jahresnormstunden zu transformieren Hiebei ist 
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von der oberen Rahmengrenze des § 43 Abs. 1 Z 1 des Landeslehrer-Dienstrechtsgesetzes 
1 984 (792 Jahresstunden) und einer Lehrverpflichtung von wöchentl ich 22 Stunden 
auszugehen; danach entsprechen einer lahreswochenstunde 82 lahresstunden der lahresnorm . 
Diese Jahresnorm i st in  dem durch § 43 Abs .  1 LDG vorgegebenen Verhaltni s aufzuteilen� 
danach ergibt sich ein Verhaltnis von 36 30 1 6  Jahresstunden. Die J ahresstunden gemaß 
§ 43 Abs. 1 Z 3 LDG sind - ebenfal ls  unter Zugrundelegu ng der Lehrverpflichtung von 
wöchentlich 22 Stunden - zu aliquotieren . Lm Bru c htei le der s ich erge benden la hresstunden 
auszugleichen, ist eine Rundungsbest immung erforderlich (Ab s 3 )  Die besondere Abgeltung 
rur Mehrdienst leistungen ( 1 , 92 vH der für e i ne entsprechende J ahreswochenstunde 
gebührenden lahresentlohnung) wurde beibehalten, die Regelung musste j edoch InS 
Landesvertragslehrergesetz 1 966 aufgenommen werden, da die bisherige Anwendung des 
§ 6 1  Gehaltsgesetz 1 956  nunmehr (ebenso wie im LDG) ausgeschlossen ist 
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